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BEGRÜNDUNG

1. In ihrer angekündigten Mitteilung über eine EU-Strategie für Afrika möchte die 
Kommission eine langfristige EU-Strategie für die Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele in Afrika vorlegen. Die Berichterstatterin unterstützt dieses Ziel 
uneingeschränkt. Afrika ist der Kontinent, der die ernsthaftesten Probleme zur 
Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele aufweist. Dies gilt insbesondere für 
Schwarzafrika. Betreffend fast alle Millenniums-Entwicklungsziele sind Fortschritte in Afrika 
nicht existent oder viel zu langsam. Der Bericht der UNDP – Bericht über die menschliche 
Entwicklung 2005 – zeigt einen Rückgang des Lebensstandards in einem Großteil 
Schwarzafrikas. Insbesondere diese Länder haben kaum eine Chance, die Millenniums-
Entwicklungsziele zu erreichen, und selbst Wirtschaftsgiganten wie Südafrika verlieren 
wegen der HIV/Aids-Epidemie rasch an Kraft. 

Es ist daher klar, dass Afrika, und insbesondere Schwarzafrika, der besonderen 
Aufmerksamkeit seitens der internationalen Gemeinschaft bedarf, und es ist auch klar, dass 
die EU eine veränderte Strategie benötigt, um effizienter zu werden und die Millenniums-
Entwicklungsziele zu erreichen. Wir brauchen eine Strategie für die Millenniums-
Entwicklungsziele mit mehr Mitteln und innovativen Politiken.

2. Das Parlament begrüßt den Beschluss des RAA vom Mai 2005, das Volumen der 
öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA) der EU zu erhöhen, um bis zum Jahr 2015 0,7% des 
BNE zu erreichen, und zwar mit einem Zwischenziel von 0,56% bis zum Jahr 2010. Das EP 
begrüßt außerdem die Tatsache, dass der Rat gemeinsam mindestens 50% der beschlossenen 
Erhöhung der ODA diesem Kontinent widmen und die Hilfe für Schwarzafrika steigern wird. 

3. Doch mehr Geld allein wird nicht zur Entwicklung führen. Haushaltserhöhungen 
müssen Hand in Hand mit einer verbesserten Qualität der Hilfe gehen, die eine Antwort auf 
die Ursachen der Armut sein sollte. Um effizient zu sein, muss eine Strategie für Afrika die 
tatsächliche Lage in den Ländern zum Ausgangspunkt nehmen und muss die Reduzierung der 
Armut durch die Millenniums-Entwicklungsziele zu ihrem zentralen Ziel machen. Im 
Einklang mit der Kommission erkennt das EP an, dass – obwohl im letzten Jahrzehnt in vielen 
Ländern Fortschritte erzielt wurden –, der Kontinent immer noch von struktureller Instabilität
belastet wird. In vielen afrikanischen Ländern können oder wollen schwache Regierungen 
und Verwaltungen keine Kernfunktionen für die Mehrzahl ihrer Bevölkerung, einschließlich 
der Armen, erfüllen. Es fehlt an den wichtigsten Funktionen des Staates betreffend 
Reduzierung der Armut, wie z.B. territoriale Kontrolle, Sicherheit, die Fähigkeit, öffentliche 
Mittel zu verwalten, Erbringung von Basisdienstleistungen, die Fähigkeit, die ärmsten 
Menschen in der Art und Weise, wie sie ihren Unterhalt verdienen, zu schützen und zu 
unterstützen. Im Kontext der Weltwirtschaft sind die meisten nationalen oder regionalen 
afrikanischen Volkswirtschaften sehr schwach und stark auf ausländische Einflüsse 
angewiesen, was langfristige Planung – eine unverzichtbare Voraussetzung für eine 
dauerhafte Entwicklung – fast unmöglich macht.

4. Die Kommission bemerkt zurecht, dass die politische Lage von afrikanischen Ländern 
und Regionen sehr unterschiedlich ist. Sie stellt fest, dass ihre vorgeschlagene Strategie 
anstrebt, für ganz Afrika zu gelten und die Beziehungen der EU zu dem gesamten Kontinent 
zu erfassen. Sie scheint ihre Strategie davon abhängig zu machen, mit stabilen Ländern zu 
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arbeiten, die – obwohl sie anerkennt, dass nicht alle stabilen Länder Beispiele für gute oder 
effiziente Regierungen sind – eine wichtige Rolle dabei spielen sollten, ihre Regionen zu 
stabilisieren und Beispiele dafür abzugeben, was in einem positiven politischen Klima 
erreicht werden kann.

5. Für die Berichterstatterin besteht hier ein inhärenter Widerspruch: Stabilität ist 
natürlich notwendig, aber Stabilität ohne gute Regierung wird früher oder später zu sozialer 
Unruhe, wirtschaftlicher Stagnation und gegebenenfalls Instabilität führen. Strukturelle
Stabilität – gegenüber provisorischer Stabilität – ist auf verantwortungsvolle Staatsführung 
aufgebaut. Stabilität an sich ist noch keine Garantie für soziale Gerechtigkeit und 
Wirtschaftswachstum. Es ist auch keine ausreichende Basis für den Aufbau einer Strategie für 
dauerhafte Entwicklung. Die Praxis in Afrika hat gezeigt, dass sogar gut regierte Länder mit 
einer relativ leistungsstarken Wirtschaft oft sehr schwach bleiben. Die Situation kann sich 
sehr rasch verändern: Man vergleiche die Lage in der Elfenbeinküste vor 2002 mit jetzt.

Das Konzept des Arbeitens mit strukturell stabilen Staaten muss unterstützt werden, doch 
ebenso wichtig ist es, mit schwachen Staaten zusammenzuarbeiten, bei denen der Staat 
zusammengebrochen ist oder Länder in Konflikten oder Länder, die solche gerade hinter sich 
haben, wie z.B. Burundi. Wir müssen es vermeiden, dass diese Länder in einen Teufelskreis
von Armut und Gewalt fallen, dass sie ihre Nachbarn destabilisieren, Flüchtlingsströme 
schaffen, Krankheiten verbreiten und Stützpunkte für Terroristen werden. Eine einheitliche 
Strategie für alle Länder, die „von Kairo bis zum Kap“ gilt und hauptsächlich darauf basiert, 
dass man mit Ländern mit guter Leistungsbilanz zusammenarbeitet, wie es die Kommission 
vorschlägt, hat bereits in der Vergangenheit gezeigt, dass sie nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen führt.

„Seit Mitte der 90er Jahre hat eine stärkere Praxis der Geberländer, Länder mit relativ 
effizienten Regierungen und stabilen makroökonomischen Politiken zu einer weiteren 
Vernachlässigung wirtschaftlich schwacher Staaten geführt (…). Schwache Staaten haben 
43% weniger Hilfe erhalten, als es angesichts des Ausmaßes ihrer Armut angemessen 
gewesen wäre. Die Hilfe, die gegeben wurde, wurde oft schlecht abgeliefert. Sie war 
unbeständiger, stärker zersplittert und schlecht koordiniert. Die Millenniums-
Entwicklungsziele können nicht ohne weitere Fortschritte in wirtschaftlich schwachen Staaten 
erreicht werden.“ (Aus dem politischen Dokument „Weshalb wir in wirtschaftlich schwachen 
Staaten effizienter arbeiten müssen“ des Ministeriums für internationale Entwicklung vom 
Januar 2005).

6. Jede Strategie für Afrikas Entwicklung muss daher auf der Vorstellung einer dualen
Partnerschaft aufgebaut sein, die diese sehr unterschiedlichen Situationen und Bedürfnisse 
berücksichtigt. Die Berichterstatterin unterstützt die Auffassung von Jeffrey Sachs:

- Für strukturell stabile Länder mit einer repräsentativen und transparenten Regierung und 
einer ziemlich kompetenten Verwaltung, die die Einnahmen aus der Wirtschaft für die 
Bereitstellung von Basisdienstleistungen für die gesamte Bevölkerung verwendet, schlägt 
Sachs in „Beendigung der Armutsfalle in Afrika“ vor, „eine nennenswerte Erhöhung der 
offiziellen Entwicklungshilfe anzubieten, um sie in die Lage zu versetzen, bis 2015 die 
Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen. Diese sind ein nützliches Zwischenziel, um 
Afrikas Schuldenfalle zu überwinden, da sie sich mit den Schlüsselsektoren befassen, in 
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denen größere Produktivitätsverbesserungen sowohl benötigt werden als auch erreichbar 
sind." "Dies wird eine umfassende Strategie für öffentliche Investitionen in Verbindung mit 
einer verbesserten Staatsregierung erfordern.“ Für Länder, „in denen die Innenpolitik 
angemessen ist, sollten die Hilfsprozesse durch eine Reihe von Kernprinzipien geleitet 
werden. Erstens, sollten die Politiken mit dem Zeitpunkt 2015 koordiniert sein (…). Zweitens 
muss das öffentlich Investitionsprogramm von einer von der Basis ausgehenden Schätzung 
des Bedarfs geleitet werden (…). Drittens muss die Hilfe der Geberländer rund um 
Haushaltsunterstützung harmonisiert und koordiniert werden, insbesondere in Ländern, wo 
die Regierungsstrukturen nicht der begrenzende Faktor sind, um Fortschritte in Richtung auf 
die Millenniums-Entwicklungsziele zu beschleunigen.“ Dies ist die traditionelle 
Zusammenarbeit mit stabilen Ländern im Rahmen der Partnerschaft für die Entwicklung.

- „In Ländern, die keine strukturelle Stabilität aufweisen, in denen die Regierung schwach ist, 
wird der oben genannte Rahmen nicht anwendbar sein,“ sagt Sachs. „Hauptsächlich, weil 
Entwicklungshilfe, die schlecht funktionierenden Regierungen gewährt wird, leicht 
verschwendet oder gar dazu verwendet werden kann, schlechte Praktiken zu verstärken. Es 
kommt darauf an, den Charakter der schlechten Regierung zu verstehen und Maßnahmen zu 
treffen, die in diesem Kontext sinnvoll erscheinen (…). Wenn das Problem ein gewaltsamer 
Konflikt ist, muss die Aufgabe der Hilfe in erster Linie auf Friedensstiftung, 
Friedenserhaltung und humanitäre Hilfe konzentriert werden. Wenn das Problem eine tief 
verwurzelte despotische Regierung ist, sind groß angelegte Hilfstransfers an die Regierung 
unklug; die Hilfe an solche Regierungen sollte begrenzt sein, und die Hilfe sollte 
hauptsächlich durch NRO und internationale Organisationen als über die Zentralregierung 
gewährt werden.“

7. Daher muss die europäische Strategie für die meisten afrikanischen Länder vor allem 
anderen darauf abzielen, strukturelle Stabilität zu schaffen. Solange dies nicht der Fall ist, 
muss sich die Strategie für Afrika auf den Aufbau einer Partnerschaft in Richtung strukturelle 
Stabilität konzentrieren, die für die betroffenen Länder der klassischen 
Kooperationspartnerschaft in der Stabilität vorangehen muss. Die Behörden dieser Länder 
haben selbst eine wichtige Verantwortung bei der Gestaltung der Kooperationsprogramme, 
durch aktive Arbeit in Richtung auf einen Kontext, in dem dauerhafte und strukturelle 
Zusammenarbeit möglich wird und in dem alle vorhandenen Kooperationsinstrumente genutzt 
werden können.

In der Regel müssen in wirtschaftlich schwachen Staaten Finanzspritzen in Staatshaushalte 
vermieden werden, und zwar wegen des hohen Risikos der „Vertretbarkeit“.
Haushaltsunterstützung kann in wirtschaftlich schwachen Staaten die Wirkung haben, dass 
durch die Unterstützung des Staatshaushalts mehr Mittel für die Herrschenden zur Verfügung 
stehen, um ihre militärischen oder repressiven Bemühungen fortzusetzen. Ungeeignete 
Formen der Hilfe können zur Fortsetzung von Konflikten führen, anstatt zu helfen, sie zu 
beenden.

Daher muss der anzuwendende Policy mix deutlich und unmissverständlich der Verringerung 
der Armut im Einklang mit den Millenniums-Entwicklungszielen dienen. Alle Politikbereiche 
(z.B. Außenpolitik, Wanderungspolitik, Sicherheit und Reform des Sicherheitssektors, 
Handel, Landwirtschaft und Fischerei) können zu einer zügigeren und effizienteren 
Erreichung dieses Hauptziels beitragen. Dieser Bericht befasst sich nicht ausführlich mit der
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entscheidenden Rolle der EU-Politiken wie z.B. Handel, gemeinsame Agrar- und 
Fischereipolitik. Der Bericht betont allerdings die Bedeutung der Kohärenz der EU-Politiken. 
Allzu oft sind die EU-Politiken widersprüchlich oder sogar gegen die Ziele unserer 
Entwicklungspolitik gerichtet, wie sie in Artikel 178 des EG-Vertrags gefordert wird. Die 
Strategie der Kommission für Afrika sollte sich ausdrücklich hiermit befassen.

8. Unsere Strategie und unser politischer Dialog mit unseren afrikanischen Partnern 
sollte auf Folgendem beruhen:

- dem Grundsatz der „Eigenverantwortlichkeit“ als einer wesentlichen Voraussetzung für die 
Ausarbeitung einer strategischen Beziehung der Zusammenarbeit mit den Ländern und 
Regionen Afrikas. Die EU hat eine unterstützende und stimulierende Aufgabe, kann sich aber 
nicht an die Stelle der afrikanischen Institutionen versetzen, die Verantwortung vor Ort 
übernehmen und Legitimität in ihrer eigenen Gemeinschaft erwerben müssen. 
Eigenverantwortlichkeit und Partnerschaft sind durchaus kompatibel und sollten in einem 
reifen und verantwortungsvollen politischen Dialog miteinander verbunden werden. In einer 
Partnerschaft ist jeder einzelne Partner verantwortlich und rechenschaftspflichtig gegenüber 
seiner eigenen Solidargemeinschaft (der Bevölkerung des Partnerlandes, in diesem Fall dem 
europäischen Steuerzahler). Beide haben ein Recht, Prioritäten und Modalitäten für die 
Verwendung der Finanzen festzulegen, die sie geben oder empfangen. Es ist daher durchaus 
möglich - was viele Geberländer tun - in einen politischen Dialog auf der Basis einer 
begrenzten Reihe von EU-Prioritäten einzutreten, ohne dabei den Grundsatz der 
Eigenverantwortlichkeit durch den Partner zu verletzen. Die EU hat nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pflicht, Prioritäten für ihre Zusammenarbeit mit Afrika klar zu definieren 
und anzukündigen. Unsere Entwicklungspartner haben ein Recht zu wissen, was sie von uns 
erwarten können und wofür sie sich anderen Gebern zuwenden sollten. Es ist daher schwierig, 
das Argument der Kommission zu akzeptieren, dass eine Dekonzentration und Rückgabe der 
Verantwortung an die Delegationen lediglich eine Festlegung der Prioritäten auf Landesebene 
zulassen;

- politische Entscheidungen sollten nicht nur auf makroökonomischen Angaben oder 
strategischen geopolitischen Programmen der Geber basieren, sondern müssen in erster Linie 
aufgrund der Bedürfnisse und der Anforderungen einer Reduzierung der Armut und aufgrund 
der Aufnahmekapazität und der Garantien für eine verantwortungsbewusste Verwaltung der
Hilfsströme durch das Empfängerland getroffen werden;

- eine klare Bereitschaft, unter allen Umständen zu helfen. Die Modalitäten unserer Hilfe 
werden jedoch durch die Umstände bestimmt, die in unseren Partnerländern oder -regionen 
vorherrschen. Die Kommission muss auf proaktive Weise die Umstände und Bedingungen für 
die Verwendung jeder der vorhandenen Hilfsinstrumente klären. Die Kommission muss die 
Verwendung jedes dieser Instrumente und ihrer Auswirkung auf die Verringerung der Armut 
in den Partnerländern beurteilen. Nur mit einer guten und unabhängigen Evaluierung (und 
Prüfung) unserer Instrumente und Maßnahmen werden wir in der Lage sein, uns auf flexible, 
angemessene und effektivere Weise veränderten Umständen unseren Partnerländern 
anzupassen.

Dies unterscheidet sich von der „stop and go“-Entwicklungskooperation, die oft eine Folge 
klassischer Konditionalität ist (für stabile Länder werden alle möglichen Hilfsinstrumente zur 
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Verfügung gestellt; jedoch, sobald Probleme des verantwortungsvollen Regierens, der 
Korruption oder der Menschenrechte auftauchen, reagieren die Geber oft damit, dass sie 
jegliche Hilfe einstellen), was Dauerhaftigkeit und langfristige Planung verhindern würde;

- jedenfalls, wie die Kommission selbst vorschlägt, müssen Hilfsprogramme für Afrika auch 
auf den Aufbau eines gut funktionierenden Regierungsapparats ausgerichtet sein – wobei man 
gleichzeitig berücksichtigt, dass in vielen Fällen dieser Apparat zu diesem Zeitpunkt nicht 
existiert. Der Aufbau eines funktionierenden Staates muss Hand in Hand gehen mit 
Unterstützung für die Zivilgesellschaft, um die Dauerhaftigkeit der Demokratisierung und des 
Prozesses des Aufbaus von Institutionen zu gewährleisten. Daher muss der Dialog mit der 
Zivilgesellschaft, einschließlich religiöser Gemeinschaften und Kirchen, vertieft werden – und 
in Afrika sicherlich unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der Frauen;

- vorrangige Bereiche für die Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit Afrika müssen aufgrund 
ihrer möglichen Auswirkungen auf die Verringerung der Armut festgelegt werden. Die 
Berichterstatterin schlägt vor, den Schwerpunkt auf verantwortungsbewusste Staatsregierung, 
Kapazitätsaufbau, soziale Infrastruktur (insbesondere Bildung und Gesundheit), 
Wirtschaftswachstum, Frieden und Stabilität und Umwelt/natürliche Ressourcen zu legen;

- die Berichterstatterin betont die Notwendigkeit einer Koordinierung und Führung in den 
verschiedenen Politikbereichen, Regionen und Ländern, sowohl zwischen Mitgliedstaaten und 
der Kommission als auch zwischen den Mitgliedstaaten selbst. Außerdem sollte die 
Kommission ständig nach ihrem Mehrwert im Vergleich zu den Mitgliedstaaten und anderen 
großen Gebern Ausschau halten:

- um effektiv zu sein, muss die Kommission ihren Hilfslieferungsmechanismus (hauptsächlich 
GD DEV und AIDCO) auf effiziente Weise rund um eine begrenzte Reihe von EU-Prioritäten 
organisieren und verwalten.


